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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im April:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchenlohnsteuer
10.04.
13.04.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.04.
13.04.
keine Schonfrist

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im April: 


   Fälligkeit


für den Monat März 
26.04.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der erste Beitrag nach neuem Recht, der am 27.1.2006 fällig war, kann auf die nächsten sechs Monate verteilt werden, d.h. 1/6 des Januarbeitrages muss bei Nutzung der Übergangsregelung ebenfalls am 26.4.2006 gezahlt werden. Die Anwendung der Übergangsregelung wurde durch die aktive Nichtzahlung des Januarbeitrages erzeugt. Die Übergangsregelung gilt jedoch nicht für die sog. „Frühzahler“, d.h. in den Fällen, in denen das Arbeitsentgelt bis zum 15. des laufenden Beschäftigungsmonats fällig wird. 

2. Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 beschlossen

Am 22. Februar 2006 hat das Bundeskabinett den Gesetzentwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 beschlossen. Im Einzelnen wurden u.a. folgende Maßnahmen beschlossen:

· Der allgemeine Mehrwertsteuersatz sowie der Regelsteuersatz zur Versicherungssteuer sollen ab dem 1. Januar 2007 um 3 Prozentpunkte auf 19 % angehoben werden. 

· Ab dem 1. Januar 2007 wird der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung von 6,5 % auf 4,5 % gesenkt. 

· Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschläge sind ab dem 1. Juli 2006 nur noch bis zu einem Grundlohn von 25 € steuerfrei.

· Für geringfügig Beschäftigte sind ab dem 1. Juli 2006 30 % statt bisher 25 % Pauschalabgaben abzuführen. Der Beitrag setzt sich dann aus 15 % Rentenversicherung, 13 % Krankenversicherung und 2 % Steuern zusammen. 

Hinweis:

Der Gesetzentwurf muss nun noch den Bundestag durchlaufen, bevor er seine abschließende Zustimmung durch den Bundesrat erhält. Wir werden Sie an dieser Stelle über das Gesetzgebungsverfahren auf dem Laufenden halten.

Quelle: Haushaltbegleitgesetz 2006, Gesetzentwurf vom 22. Februar 2006, LEXinform Nr. 0172258

3. Selbständige GmbH-Geschäftsführer werden möglicherweise rentenversicherungspflichtig

Das Bundessozialgericht (BSG) entschied in einem erst jetzt bekannt gewordenen Urteil, die Rentenversicherungspflicht auch auf selbständig tätige GmbH-Geschäftsführer auszuweiten, wenn diese im Rahmen ihrer Selbständigkeit nur ein Dienstverhältnis bekleiden und keine eigenen versicherungspflichtigen Angestellten beschäftigen. Bereits seit dem 1. Januar 1999 werden alle Selbständigen in die Rentenversicherungspflicht einbezogen, wenn sie auf Dauer und im Wesentlichen nur für einen Auftraggeber tätig sind und im Zusammenhang mit dieser Tätigkeit nicht selbst einen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen (sog. arbeitnehmerähnliche Selbständige). 

Diese Neuregelung ist nach dem Urteil des BSG auch auf selbständige GmbH-Geschäftsführer anzuwenden. Nach bisheriger Auffassung bestand die Pflicht zur Rentenversicherung nur, wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer keinen maßgeblichen Einfluss auf die Willensbildung in der GmbH nehmen konnte. Sofern ein Gesellschafter-Geschäftsführer jedoch über mindestens 50 v.H. des Stammkapitals verfügt oder aufgrund besonderer Vereinbarungen im Gesellschaftsvertrag die Beschlüsse der anderen Gesellschafter verhindern kann (Sperrminorität), hat er grundsätzlich einen entscheidenden Einfluss auf die Geschicke der GmbH. 

Geklagt hatte der Alleingesellschafter und Geschäftsführer einer Einmann-GmbH. Die Deutsche Rentenversicherung Bund stellte bei ihm Versicherungspflicht fest, weil die GmbH nur für einen Auftraggeber tätig war. Das Bundessozialgericht urteilte, dass die Voraussetzungen zur Versicherungspflicht nicht auf der Ebene der GmbH, sondern auf der Stufe des Geschäftsführers zu prüfen seien. Es komme bei der Prüfung der Rentenversicherungspflicht entscheidend darauf an, ob der Geschäftsführer selbst die genannten Voraussetzungen erfülle, insbesondere ob die GmbH sein einziger Auftraggeber sei und er keine eigenen (nicht die GmbH!) versicherungspflichtigen Angestellten beschäftige.

In steuerlicher Hinsicht ergeben sich durch das Urteil keine Änderungen. Wie bisher bleibt es dabei, dass der GmbH-Geschäftsführer als lohnsteuerpflichtiger Arbeitnehmer im Steuerrecht angesehen wird, während er sozialversicherungsrechtlich als selbständig betrachtet wird/wurde. Die Entscheidung führt lediglich zu einer „Klärung“ innerhalb des Rentenversicherungsrechtes. Eine Ausweitung der gesetzlichen Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung sei dagegen nicht vorgesehen.   

Hinweis:

Das Urteil kann zu erheblichen finanziellen Belastungen führen, denn die Rentenversicherungsträger könnten die Beiträge der letzten vier Jahre nachfordern. Welche Konsequenzen die Deutsche Rentenversicherung Bund aus dem Urteil zieht, insbesondere ob eine Übergangsregelung geschaffen wird, kann erst nach der Abstimmung im Erweiterten Direktorium Mitte des Jahres gesagt werden. Sollten regionale Rentenversicherungsträger bereits im Vorfeld Beiträge nachfordern, empfehlen wir Ihnen, die Bescheide bis zur Abstimmung offen zu halten.  

Falls das Urteil umgesetzt werden sollte, kann ein GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer die Rentenversicherungspflicht theoretisch umgehen, wenn er selbst mindestens einen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer zu einem Arbeitsentgelt von mehr als 400 € beschäftigt. Alternativ kann er die Versicherungspflicht auch vermeiden, wenn er auf Dauer und im Wesentlichen nicht nur für einen Auftraggeber – hier: für seine GmbH – tätig wird und in diesem Zusammenhang mehr als 1/6 seiner Gesamteinkünfte erwirtschaftet. Allerdings sind die genannten Maßnahmen auch mit praktischen Hürden verbunden. Auch Befreiungsmöglichkeiten, z.B. nach § 6 Abs. 1a SGB VI, sind zu prüfen.

Quelle: BSG-Urteil vom 24. November 2005, B 12 RA 1/04 R, LEXinform Nr. 0175941; BSG-Pressemitteilung vom 9. Februar 2006, B 12 RA 1/04 R , Medieninformation Nr. 8/06, LEXinform Nr. 0172193

4. Stammeinlage: Einzahlungsbelege als Beweismittel aufbewahren!

Auch wenn die Gründung einer GmbH schon Jahre her ist, sollten die Gesellschafter die Einzahlungsbelege über ihre Stammeinlage aufbewahren, um nicht erneut zur Zahlung ihrer Einlage verpflichtet zu werden.  

Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main entschied zu Gunsten eines Insolvenzverwalters, der den Gesellschafter einer im Jahr 1977 gegründeten GmbH zur Zahlung seiner Stammeinlage verklagt hatte. Der Gesellschafter hatte angeblich seine Stammeinlage bereits vor über 25 Jahren erbracht, konnte die Zahlung allerdings nicht nachweisen. Der Gesellschafter berief sich darauf, dass sich seine Beweislast hinsichtlich der Erfüllung seiner Einlagenforderung wegen der schon Jahrzehnte zurückliegenden GmbH-Gründung ermäßigt habe. Dem widersprach das Gericht ausdrücklich und entschied weiterhin, dass die vorgelegte Bilanz als Beweismittel nicht ausreichend sei. 

Quelle:  OLG-Frankfurt am Main, Urteil vom 18. Juli 2005, 1 U 109/05, LEXinform 0159447

5. Liquidationseinnahmen der Chefärzte als Arbeitslohn

Der BFH hatte in einem aktuellen Urteil entschieden, dass unter gewissen Voraussetzungen die Liquidationseinnahmen für wahlärztliche Leistungen der Chefärzte grundsätzlich als Arbeitslohn zu behandeln sind, wenn die Leistungen innerhalb des Dienstverhältnisses erbracht werden. Unter den Chefärzten und Krankenhausverwaltungen sorgte dieses Urteil für erhebliche Unsicherheit. Ob die o.g. Einnahmen der Chefärzte zu Einkünften aus nichtselbständiger – und damit zu lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtigem Arbeitslohn – oder zu Einkünften aus selbständiger Arbeit führen, kann anhand folgender Prüfung festgestellt werden:

Lohnsteuerpflichtige Einnahmen liegen vor, wenn die wahlärztlichen Leistungen innerhalb des Dienstverhältnisses erbracht werden. Wesentliche Merkmale dafür sind gegeben:

· wenn die wahlärztlichen Leistungen zu den vertraglich geschuldeten Dienstaufgaben gehören und

· der Arzt mit diesen Leistungen auch in den geschäftlichen Organismus des Krankenhauses eingebunden ist.   

Dagegen ist von einer selbständigen Tätigkeit auszugehen, wenn:

· die wahlärztlichen Leistungen nicht im Rahmen seines Dienstvertrags erbracht werden müssen,

· er für diese Tätigkeit nicht in den Organismus des Krankenhauses eingebunden ist (z.B. kann er auf eigene Geräte und eigenes Personal zurückgreifen) sowie

· Unternehmerrisiko und –initiative bei ihm liegen (z.B. führt er den Forderungseinzug auf 
eigene Kosten und eigenes Risiko durch).

Hinweis:

In der Praxis werden die einzelnen Merkmale oft weniger eindeutig ausgeprägt sein. Ob nun Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit vorliegen, kann dann nur nach dem Gesamtbild der Verhältnisse beurteilt werden. Insbesondere viele ältere Chefarztverträge werden wohl nicht von der Umqualifizierung der Einnahmen in lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn betroffen sein.

Wir helfen Ihnen gerne bei der Überprüfung der entsprechenden Verträge! 

Die Oberfinanzdirektion Münster hat sich nun in einer Verfügung geäußert, dass dieses Urteil erstmals ab dem Lohnzahlungszeitraum Januar 2006 anzuwenden ist. Für Lohnzahlungszeiträume bis zum 31. Dezember 2005 werden bei Nichtanwendung der Urteilsgrundsätze keine haftungsrechtlichen Konsequenzen gezogen. Eine über diesen Zeitpunkt hinausgehende Billigkeitsregelung gibt es nicht. 

Hinweis:

Für Ärzte, die ab Januar 2006 ihre Liquidationseinnahmen der Lohnsteuer unterwerfen müssen, kann es sich lohnen, einen Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte in Höhe der zu erwartenden Kosten und Krankenhausabgaben eintragen zu lassen. Die Krankenhausverwaltungen werden nämlich dazu übergehen, Lohnsteuer auf 100 % der Liquidationseinnahmen abzuführen, obwohl der Arzt zwischen 20 und 80 % der Liquidationseinnahmen an das Krankenhaus zahlt (etwa für Nutzungsentgelte, Einzugsgebühren für die Honorarforderungen, Poolbeteiligungen nachgeordneter Ärzte).

Quelle: BFH-Urteil vom 5. Oktober 2005, BStBl. 2006 II S. 94, OFD-Münster, Verfügung vom 2. Februar 2006, Kurzinformation zur Einkommensteuer Nr. 007/2006, DStR 2006 S. 325

6. Aktien als Betriebsvermögen nur bei zeitnaher Einlage

Aus steuerlicher Sicht kann es u.U. sehr vorteilhaft sein, wenn Aktien im Betriebsvermögen gehalten werden. Das Risiko eines Kursverlustes wird auf den betrieblichen Bereich verlagert. Ein möglicher Verlust mindert unabhängig von Spekulationsfristen den betrieblichen Gewinn. Nach einem Urteil des Finanzgerichts München ist die Zuordnung der Wertpapiere zum Betriebsvermögen jedoch von gewissen Voraussetzungen abhängig. 

Ein Unternehmer betrieb eine Firma auf dem Gebiet der digitalen Kommunikationsgestaltung. Daneben spekulierte er an der Börse und erzielte daraus Einkünfte, die er bislang im privaten Bereich erfasste und versteuerte. Im Jahr 2000 wollte der Steuerpflichtige die aus den Aktiengeschäften eingetretenen Verluste bei seinen gewerblichen Einkünften geltend machen. Die betreffenden Aktien wurden erstmals in der für dieses Jahr aufzustellenden Bilanz in der Buchhaltung erfasst. Das Finanzamt wollte die Verluste nicht im gewerblichen Bereich anerkennen und qualifizierte sie als Einkünfte aus privaten Spekulationsgeschäften mit der Folge, dass die Verluste nur mit Gewinnen künftiger Jahre verrechenbar wären. Dagegen legte der Steuerpflichtige Klage ein. Nach seiner Ansicht habe er bereits im Vorjahr mit den Aktiengeschäften begonnen, um damit planmäßig Liquiditätsreserven profitabel anzulegen. Außerdem habe er nicht irgendwelche Aktien gekauft, sondern ganz bewusst Papiere von branchengleichen Unternehmen.  

Das Finanzgericht gab dem Steuerpflichtigen allerdings nicht Recht. Die Aktien seien kein notwendiges Betriebsvermögen, da sie nicht unmittelbar im Betrieb eingesetzt wurden. In der Regel gehören Aktien nicht zum notwendigen Betriebsvermögen, selbst wenn sie zu branchengleichen Unternehmen gehören. Auch scheide eine Zuordnung zum gewillkürten Betriebsvermögen aus, wenn erst im Rahmen der Jahresabschlusserstellung zum Ausdruck gebracht werde, dass die Wertpapiere Betriebsvermögen sind. Nach ständiger Rechtsprechung ist eine nachträgliche Einlage in das Betriebsvermögen dann nicht mehr zulässig, wenn zu erkennen ist, dass dadurch kein Nutzen sondern nur Verluste eingebracht werden. Die Verluste wurden somit zu Recht im Rahmen privater Veräußerungsgeschäfte erfasst.  

Hinweis:

In einem Urteil des Finanzgerichtes Rheinland-Pfalz wurden die ebenfalls verlustbringenden Börsengeschäfte einer Firma dem gewerblichen Bereich zugeordnet. Der Unterschied zum Urteilsfall lag darin, dass die Geschäfte zeitnah in der Buchhaltung erfasst wurden. 

Der Nachteil einer Zuordnung der Aktiengeschäfte zum Betriebsvermögen besteht immer dann, wenn Aktien nach der 1-jährigen Spekulationsfrist verkauft werden. Die gewerblichen Kursgewinne sind auf alle Fälle steuerpflichtig. Werden hingegen die Aktien im Privatvermögen gehalten, fallen nach Ablauf der Spekulationsfrist keine steuerpflichtigen Einkünfte an.  

Quelle: FG München, Urteil vom 22. Juli 2005, 8 K 4787/03, Revision eingelegt (Az. beim BFH: IX R 28/05), EFG 2006 S. 27

7. Private Telefonkosten bei Selbständigen nicht steuerfrei

Telefoniert ein Arbeitnehmer privat mit dem betrieblichen Telefon oder nutzt er den betrieblichen PC auch für private Zwecke, wie etwa das Internet, ist diese Nutzung steuerfrei. Nach einem Urteil des Finanzgerichtes Münster gilt diese Steuerbefreiung nicht für Selbständige. 

Geklagt hatte ein selbständiger Rechtsanwalt, der den privaten Anteil der Telefonkosten von 30 % zunächst gewinnerhöhend in seiner Einnahme-Überschussrechnung angesetzt hatte. Nach erfolglosem Einspruch klagte der Steuerpflichtige vor dem Finanzgericht und wollte die o.g. Steuerbefreiung auch für sich beanspruchen. Nach dem Willen des Gesetzgebers sollte mit dieser Regelung die Verbreitung moderner Telekommunikationstechnologie gefördert werden, was schließlich nicht nur für Arbeitnehmer gelten könne. Andernfalls würde die Ausschließung von Selbständigen von dieser Regelung gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen.  

Die Richter des Finanzgerichtes sahen in dieser Regelung keinen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz. In vorderster Hinsicht wollte der Gesetzgeber eine Vereinfachung für Arbeitgeber schaffen, die es ihren Arbeitnehmern erlauben, die Geräte auch privat zu nutzen, ohne diese Leistung der Lohnsteuer zu unterwerfen. Damit solle zwar auch die Verbreitung des Internets gefördert werden, die Steuervereinfachung stehe jedoch im Vordergrund. Außerdem sei die Beschränkung auf Arbeitnehmer sachgerecht, da der Arbeitgeber in jedem Fall daran interessiert sein dürfte, für Arbeitnehmer die private PC- und Telefonnutzung einzuschränken. Diesen natürlichen Interessengegensatz gebe es beim Unternehmer selber nicht. Würde man die Steuerbefreiung auch auf Unternehmer ausweiten, könnten diese dadurch gezielt private Aufwendungen in den betrieblichen Bereich verlagern. Der Arbeitnehmer habe diese Möglichkeit nicht, weil er auf die Erlaubnis seines Arbeitgebers angewiesen sei, die Telekommunikationsanlagen auch privat kostenlos zu gebrauchen.    

Hinweis:

Der Steuerpflichtige hat inzwischen Revision gegen das Urteil des Finanzgerichts eingelegt. Der BFH muss nun noch das durchaus nachvollziehbare Urteil bestätigen.

Für Selbständige kann es trotzdem sinnvoll sein, ihre Bescheide mittels Einspruch offen zu halten, da auch im Schrifttum an der Verfassungsmäßigkeit dieser Vorschrift gezweifelt wurde. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: FG Münster, Urteil vom 17. August 2005, 12 K 3383/03 E, Revision eingelegt (Az. des BFH: XI R 50/05), EFG 2006 S. 21

8. Lohnsteuerhaftung des Gesellschafter-Geschäftsführers für Lohnzahlung aus Privatvermögen

Ein Steuerpflichtiger war Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH. Als sich diese in einer finanziellen Krise befand, zahlte er zwei Monate lang die Löhne für die Arbeitnehmer aus seinen privaten Mitteln. Lohnsteuer wurde dafür nicht abgeführt. Als sich später die GmbH in Insolvenz befand, forderte das Finanzamt die Lohnsteuer für diese beiden Monate vom Gesellschafter-Geschäftsführer. Nach dem Gesetz haftet der Geschäftsführer als gesetzlicher Vertreter einer GmbH, wenn er die steuerlichen Pflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt. Ob das in diesem Fall vorlag, musste letztendlich der BFH entscheiden.

Die Richter des BFH kamen zu dem Entschluss, dass der objektive Tatbestand der Pflichtverletzung verwirklicht war. Ein Geschäftsführer ist verpflichtet, Lohnsteuer einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen. Das gilt auch dann, wenn die Löhne durch einen Gesellschafter-Geschäftsführer aus seinem Privatvermögen gezahlt werden. Seine Leistungsbereitschaft beruhe auf dem Gesellschaftsverhältnis zur GmbH und werde gegebenenfalls in „verdeckter Vertretung“ der Gesellschaft erbracht. Weil der Gesellschafter die Schulden seiner GmbH begleiche, werde die Gesellschaft steuerrechtlich genauso gestellt, als hätte sie ihre eigenen Mittel verwandt. 

Allerdings konnte dem Steuerpflichtigen der subjektive Tatbestand der Pflichtverletzung nicht nachgewiesen werden. Dazu hätte er vorsätzlich oder grob fahrlässig handeln müssen. Liegt ein Rechtsirrtum vor, muss eine Haftung verneint werden. Nach dem Stand der damaligen Rechtsprechung konnte der Steuerpflichtige aber nicht von einer Lohnsteuerpflicht für die aus seinem Vermögen gezahlten Löhne ausgehen. Das Gericht entschied, dass der Gesellschafter-Geschäftsführer nicht für die Lohnsteuer haftet.      

Hinweis:

Bereits in einem Urteil aus dem Jahr 1986 hatte der BFH darauf hingewiesen, dass es für die rechtliche Beurteilung der Lohnzahlungen nicht darauf ankommt, ob die Mittel aus dem Vermögen der GmbH oder dem Privatvermögen des Gesellschafters stammen. Entscheidend für die Verneinung des Verschuldens des Geschäftsführers war jedoch ein abweichendes Urteil des FG Düsseldorf, aufgrund dessen die Rechtslage bis zu der nun ergangenen Entscheidung unklar war. Nach diesem Urteil kann sich allerdings keiner mehr auf eine unklare Rechtslage berufen.

Quelle: BFH-Urteil vom 22. November 2006, VII R 21/05, DStR 2006 S. 181

9. BFH-Rechtsprechung zum Fahrtenbuch

Der BFH hat in zwei aktuellen Urteilen Klarheit geschaffen, wie und in welcher Form ein „ordnungsgemäßes“ Fahrtenbuch geführt werden muss, damit die Aufzeichnungen steuerlich anerkannt werden können. Bislang herrschte darüber insbesondere wegen voneinander abweichender finanzgerichtlicher Rechtsprechung Unsicherheit. Steuerpflichtige, die einen Firmenwagen auch privat nutzen dürfen, müssen den Anteil der Privatnutzung in Höhe des geldwerten Vorteils versteuern. Der Wert wird grundsätzlich pauschal mit 1 % des Bruttolistenpreises des Fahrzeuges pro Monat ermittelt. Alternativ können auch die tatsächlichen anteiligen Kosten der Privatnutzung versteuert werden, wenn deren Anteil durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachgewiesen wird. 

Im ersten Urteil hatte ein Geschäftsführer einer GmbH geklagt, der einen Dienstwagen für seine umfangreichen Dienstfahrten benutzte. Der Steuerpflichtige erstellte sein Fahrtenbuch in der Weise, dass er pro Tag einen Klebezettel verwandte, auf dem er sich Zielort und Kilometeranzahl seiner Dienstreisen vermerkte. Der Kilometerstand wurde zu Beginn und Ende der Fahrten nicht aufgezeichnet, sondern nur die beruflich und privat veranlassten Fahrten mit ihren Tagessummen aufgeführt. Diese Aufzeichnungen übertrug er dann zumindest wöchentlich in eine selbst gefertigte Monatsübersicht. Obwohl das Finanzgericht das Fahrtenbuch anerkannt hatte, hielt der BFH diese Art der Fahrtenbuchführung nicht für ausreichend. Um als „ordnungsgemäß“ angesehen zu werden, müsse das Fahrtenbuch:

· zeitnah und in geschlossener Form geführt sowie

· fortlaufend die zu erfassenden Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten Gesamtkilometerstandes wiedergeben werden.

Lose Notizzettel können allein schon begrifflich kein Fahrtenbuch darstellen. Nur durch die o.g. Art der Erfassung könne sichergestellt werden, dass im Regelfall nachträgliche Abänderungen, Streichungen und Ergänzungen als solche erkennbar werden.

Ähnlich argumentierte der BFH in einem weiteren Verfahren, in dem ein Steuerpflichtiger sein Fahrtenbuch mit Hilfe von „Microsoft Excel“ fertigte. Der BFH kam zu dem Schluss, dass grundsätzlich ein Fahrtenbuch durch ein Computerprogramm erstellt werden könne. Dann müsse allerdings sicher gestellt sein, dass nachträgliche Veränderungen technisch ausgeschlossen sind oder zumindest deren Reichweite in der Datei selbst dokumentiert oder offen gelegt wird. „Microsoft Excel“ sei daher zum Erstellen eines Fahrtenbuchs ungeeignet.

Quelle: BFH-Urteil vom 9. November 2005, VI R 27/05, LEXinform Nr. 5001935; BFH-Urteil vom 16. November 2005, VI R 64/04, 
LEXinform Nr. 5001938; BFH-Pressemitteilung Nr. 13/06 vom 1. März 2006, LEXinform Nr. 0172230

10. „Ein-Prozent-Methode“ auch bei mehreren Fahrzeugen?

Nutzt ein Unternehmer seinen Geschäftswagen oder der Angestellte seinen Dienstwagen auch privat, muss er diesen privaten Nutzungsanteil ermitteln und versteuern. Pauschal kann der Anteil durch die „Ein-Prozent-Methode“ festgestellt werden. Danach ist monatlich ein Prozent vom Bruttolistenpreis zu versteuern. Alternativ kann der Steuerpflichtige auch ein Fahrtenbuch führen. 

Gehören mehrere Fahrzeuge zum Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen und kann er versichern, dass diese nicht durch Angehörige genutzt werden, gibt es eine Billigkeitsregelung der Finanzverwaltung: der Steuerpflichtige muss für die pauschale Nutzungswertermittlung nur das Fahrzeug mit dem höchsten Listenpreis zugrunde legen. 

Nun war folgender Fall vor dem Finanzgericht München anhängig: ein Steuerpflichtiger war Angestellter und nutzte seinen Dienstwagen auch privat. Den Privatanteil versteuerte er nach der Ein-Prozent-Methode. Nebenberuflich betrieb er ein Gewerbe und hatte in seinem Betriebsvermögen ein weiteres Fahrzeug mit einem geringeren Listenpreis als sein Dienstwagen. Das Finanzamt setzte auch für diesen PKW die Privatnutzung nach der Ein-Prozent-Methode an, da kein Fahrtenbuch geführt wurde. Der Steuerpflichtige begehrte die Anwendung der o.g. Billigkeitsregelung, da er bereits die Privatnutzung des Dienstwagens mit dem höheren Listenpreis versteuere und außerdem glaubhaft machte, dass sein gewerblich genutzter Geschäftswagen nicht durch Familienangehörige genutzt werde. Es stellte sich die Frage, ob der Steuerpflichtige im Gewerbebetrieb keinen Privatanteil für die Nutzung des Fahrzeugs zu berücksichtigen habe, weil insgesamt nur ein zur privaten Nutzung überlassenes Fahrzeug mit einem Privatanteil zu belegen sei. 

Das Finanzgericht München widersprach der Forderung des Steuerpflichtigen. Dieser Auffassung schloss sich die Oberfinanzdirektion Koblenz in einer Verfügung an. Für die Privatnutzung eines betrieblichen PKW sei zwingend ein Entnahmewert anzusetzen. Daran ändere auch die Tatsachse nichts, dass im Privatvermögen ein weiteres Fahrzeug vorhanden sei, als welches das vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Dienstfahrzeug zu werten sei.

Hinweis:

Die Ein-Prozent-Pauschale ist für alle, die geschäftlich viel unterwegs sind, steuerlich ungünstig. Hier empfiehlt sich das Führen eines Fahrtenbuches. Dagegen ist die Ein-Prozent-Methode für Steuerpflichtige günstiger, die ihr Fahrzeug in einem größeren Umfang privat nutzen. Künftig soll jedoch die pauschale Besteuerung von 1 % des Bruttolistenpreises nur auf Fahrzeuge des notwendigen Betriebsvermögens (betriebliche Nutzung zu mehr als 50 %) beschränkt werden. 

Quelle: FG München, Urteil vom 7. Dezember 2004, 2 K 3137/03, EFG 2005 S. 685, OFD-Koblenz, Verfügung vom 15. Dezember 2005, 
S 2177 A 132/05, DB 2006 S. 71

11. Verdeckter Preisnachlass im Gebrauchtwagenhandel

Häufig nimmt der Autohändler beim Kauf eines Neuwagens den bisherigen Gebrauchtwagen in Zahlung. Aus umsatzsteuerlicher Sicht liegt dabei ein sog. „Tausch mit Baraufgabe“ vor. Zum Entgelt des Händlers gehört neben der Zahlung des Käufers auch der gemeine Wert des in Zahlung genommenen Gebrauchtwagens. Wird der Gebrauchtwagen zu einem höheren Preis als dem gemeinen Wert in Zahlung genommen, liegt ein verdeckter Preisnachlass vor. Dieser mindert das Entgelt des Händlers und damit auch seine abzuführende Umsatzsteuer.  

Die Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main äußerte sich nun derart, dass diese Grundsätze auch auf den Verkauf von Gebrauchtwagen anzuwenden sind und nicht nur für den Verkauf von Neufahrzeugen gelten. 

So wird u.a. bei der Ermittlung des gemeinen Werts ein Pauschalabschlag bis zu 15 % des Verkaufserlöses als Verkaufskosten anerkannt, wenn das Fahrzeug innerhalb von 3 Monaten seit Ankauf weiterverkauft wird. Im Übrigen ist die bisher gängige Verwaltungspraxis bei der Differenzbesteuerung auch auf den Gebrauchtwagenverkauf anzuwenden, soweit sich die Regelungen bisher nur auf den Neuwagenkauf bezogen haben.   

Quelle: OFD-Frankfurt/Main, Verfügung vom 8. November 2005, S 7200 A 224 St I 1.10

12. Umsatzsteuer bei Grundstücksschenkungen mit Vorbehaltsnießbrauch

Behält sich bei unentgeltlichen Grundstücksübertragungen – z.B. im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge – der Übertragende ein Nutzungsrecht an dem Grundstück vor (sog. Nießbrauch), stellt sich die Frage, wie der Vorgang umsatzsteuerlich zu behandeln ist, wenn sich das Grundstück zuvor im Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen befand. Dazu hat die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main in einer Verfügung Stellung genommen:

Solange wie der Vorbehaltsnießbrauch an dem Grundstück besteht, ist die Übertragung des Grundstücks unter gleichzeitiger Bestellung des Nießbrauchs keine Lieferung im Sinne des Umsatzsteuerrechts, die zu einer Umsatzbesteuerung führen könnte. Der Erwerber erhält keine Verfügungsmacht an dem Grundstück, denn diese behält sich weiterhin der Schenker vor. Das Steuerrecht stellt hier wie so oft auf das wirtschaftliche und nicht das bürgerlich-rechtliche Eigentum ab. Eine Berichtigung der Vorsteuer kommt daher in diesen Fällen vorerst nicht in Betracht.

Anders sieht es aus, wenn der Nießbrauch beendet wird, z.B. bei befristeter Einräumung durch Auslaufen der Frist oder bei einem lebenslangen Nießbrauchsrecht bei dessen vorzeitiger Beendigung. In diesem Moment verliert der Nießbraucher die Verfügungsbefugnis über das Grundstück, die nun auf den Erwerber übergeht. Soweit es sich dabei um keine nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen handelt, wird in diesem Zeitpunkt eine steuerbare Lieferung vollzogen. Es handelt sich um eine Entnahme, da das Grundstück ab diesem Zeitpunkt nicht mehr zur Erzielung von Einnahmen sondern zu Zwecken, die außerhalb des Unternehmens liegen, genutzt wird. 

Bei Grundstücken, die bis zum 30. Juni 2004 angeschafft wurden, ist die Lieferung steuerfrei. Beim Schenker kommt es ggf. zu einer Vorsteuerberichtigung. Für nach dem 30. Juni 2004 erworbene Grundstücke stellt die Entnahme eine steuerpflichtige Lieferung dar, wenn das Grundstück bzw. Gebäude zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt hat. 

Hinweis:

Ob die Auffassung der Finanzverwaltung, es handele sich um eine steuerpflichtige Lieferung, haltbar ist, darf vor dem Hintergrund der 6. EG-Richtlinie bezweifelt werden. 

Quelle: OFD-Frankfurt am Main, Verfügung vom 29. Juli 2005, S 7102 A 34 St I.10, DStR 2005 S. 1859

13. Diese Unterlagen können Sie im Jahr 2006 vernichten

Der Steuerpflichtige hat die Pflicht, Belege aufzubewahren, wenn diese Bestandteile einer Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht sind. Die folgenden schriftlichen oder elektronisch erstellten Geschäftsunterlagen können im Jahr 2006 vernichtet werden:

· Aufzeichnungen aus 1995 und früher,

· Buchungsbelege, wie etwa Rechnungen, Lieferscheine, Steuerbescheide oder Kontoauszüge aus dem Jahr 1995 oder früher,

· Inventare, die bis zum 31. Dezember 1995 aufgestellt worden sind,

· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahr 1995 oder früher erfolgt ist,

· Jahres-, Konzern- und Zwischenabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 1995 oder früher aufgestellt worden sind,

· Lohnunterlagen für die Sozialversicherung bis zum Ablauf des auf die letzte Prüfung folgenden Jahres,

· Lohnkonten und die in diesem Zusammenhang aufzubewahrenden Belege mit Eintragungen aus 1999 und früher,

· erhaltene und versandte Handels- und Geschäftsbriefe, die 1999 oder frühere erhalten oder versandt wurden oder

· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Belege, z.B. Ein- und Ausfuhrbelege, Mahnvorgänge sowie Grund- und Handelsregisterauszüge aus 1999 oder früher.

Nicht aufbewahrungspflichtig sind interne Aufzeichnungen, wie etwa Kalender oder Arbeitsberichte. Die Aufbewahrung richtet sich hier allein nach der innerbetrieblichen Notwendigkeit. 

Hinweis:

Die o.g. Unterlagen dürfen jedoch nicht vernichtet werden, wenn sie 

· für eine schwebende Betriebsprüfung,

· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen,

· für ein schwebendes oder wegen einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren,

· zur Begründung von Anträgen beim Finanzamt 

· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen oder 

· für Vorsteuerberichtigungstatbestände

von Bedeutung sind.

Nicht aufbewahrungspflichtig sind Unterlagen außerhalb der Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht. Das betrifft vor allem Belege von Werbungskosten im Bereich der Überschusseinkünfte, etwa bei Vermietungseinkünften, Sonderausgaben oder außergewöhnlichen Belastungen. Werden diese nach der Veranlagung vom Finanzamt zurückgegeben, kann der Steuerpflichtige sie anschließend vernichten. Das gilt auch, wenn die Steuer unter dem Vorbehalt der Nachprüfung festgesetzt wurde. Werden die Daten der Steuererklärung der Finanzverwaltung mit dem Programm ELSTER übermittelt, sind die Belege bis zum Eintritt der Bestandskraft/Rechtskraft bzw. bis zur Aufhebung des Vorbehalts der Nachprüfung aufzubewahren.

Eine Besonderheit besteht für private Auftraggeber, die Leistungen von Unternehmern im Zusammenhang mit einem Grundstück beziehen (z.B. Bauleistungen, Instandhaltungsarbeiten in und an Gebäuden, die Vermietung von Containern sowie Architektenleistungen, die Leistungen von Gärtnern und Reinigungsfirmen). Die 2-jährige Aufbewahrungspflicht beginnt am Schluss des Jahres, in dem die Rechnung ausgestellt wurde. 

Hinweis:

Bilanzierende müssen eine Rückstellung für ihre Aufbewahrungspflichten bilden. 

Quelle: OFD-München, Verfügung vom 9. Februar 2004, S 0240 4 St 312, DStR 2004 S. 687

14.  Arbeitszimmer: Abzug auch bei Erwerbslosigkeit möglich?

Ein häusliches Arbeitszimmer kann steuerlich bis zu 1.250 € geltend gemacht werden, wenn die betriebliche oder berufliche Nutzung mehr als 50 % der gesamten betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit ausmacht oder wenn dem Steuerpflichtigen für seine Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Die Aufwendungen für das Arbeitszimmer können hingegen in unbeschränkter Höhe als Werbungskosten oder Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit bildet. Ob die Voraussetzungen für den Abzug der Aufwendungen vorliegen, ist immer wieder Gegenstand von Verfahren vor dem BFH. 

In einem kürzlich entschiedenen Fall wurde eine Beamtin des gehobenen Dienstes aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig in den Ruhestand versetzt. Nach 1,5 Jahren wurden anlässlich einer ärztlichen Untersuchung eine deutliche Verbesserung ihres Gesundheitszustandes und damit ihre Dienstfähigkeit festgestellt. Daraufhin wurde sie wieder eingestellt. In ihrer Steuererklärung wollte sie die Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer im Keller ihres Wohnhauses als vorweggenommene Werbungskosten geltend machen. Das Arbeitszimmer diente in der erwerbslosen Zeit, so ihre Begründung, der Vorbereitung auf ihr künftiges Dienstverhältnis, da sie es an mindestens 20 Wochenstunden zur Fortbildung im Steuerrecht genutzt habe. Das Finanzamt versagt ihr den Abzug, da bei einem fehlenden aktiven Beschäftigungsverhältnis ein Werbungskostenabzug nicht erfolgen könne. Die daraufhin erhobene Klage vor dem Finanzgericht blieb ebenfalls ohne Erfolg.

Auch der BFH folgte dieser Auffassung. Die Aufwendungen für das Arbeitszimmer können in einer Phase der Erwerbslosigkeit nur dann steuerlich geltend gemacht werden, wenn und soweit einem Steuerpflichtigen der Werbungskostenabzug für das Arbeitszimmer auch unter den zu erwartenden Umständen der späteren beruflichen Tätigkeit zustehen würde. Die gesetzlichen Abzugsbeschränkungen sind auch dann zu beachten, wenn die Aufwendungen als vorab entstandene Werbungskosten geltend gemacht werden sollen. Eine generelle unbegrenzte Abzugsmöglichkeit für Erwerbslose würde zu einer Besserstellung gegenüber Erwerbstätigen führen, was mit dem Sinn und Zweck des Gesetzes nicht vereinbar wäre. Da die Steuerpflichtige durch ihre anschließende Tätigkeit als Arbeitnehmerin ihr Arbeitszimmer weder zu mehr als 50 % ihrer gesamten beruflichen Tätigkeit nutzte bzw. ihr ein Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt wurde, waren die Voraussetzungen für einen Abzug der Aufwendungen für das Arbeitszimmer nicht gegeben. Der BFH hatte bereits in einem ähnlichen Fall genauso entschieden: einer Steuerpflichtigen wurde der Abzug während des Erziehungsurlaubes versagt, weil sie durch ihre anschließende Tätigkeit nicht die Voraussetzungen für das häusliche Arbeitszimmer erfüllte.    

Hinweis:

Im Umkehrschluss wäre ein Werbungskostenabzug möglich gewesen, wenn die Steuerpflichtige später von ihrem Arbeitgeber keinen Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt bekommen hätte oder wenn sie das Arbeitszimmer zu mehr als 50 % ihrer gesamten beruflichen Tätigkeit genutzt hätte.

Wir beraten Sie gerne, wenn Sie Fragen zur steuerlichen Absetzbarkeit eines Arbeitszimmers haben.

Quelle: BFH-Urteil vom 2. Dezember 2005, VI R 63/03, LEXinform Nr. 5001849

15. Doppelte Haushaltsführung auch bei wenigen Heimfahrten möglich

Durch die doppelte Haushaltsführung können Arbeitnehmer erheblich Steuern sparen. Damit eine doppelte Haushaltsführung überhaupt anerkannt wird, muss der Arbeitnehmer außerhalb seines Wohnortes, an dem sich sein „Mittelpunkt der Lebensinteressen“ und seine eigene Wohnung befindet, beschäftigt sein und auch dort wohnen. Bei verheirateten Arbeitnehmern ist es nach Ansicht der Finanzverwaltung einfach, den Mittelpunkt der Lebensinteressen zu bestimmen: dieser ist regelmäßig dort, wo seine Familie tatsächlich wohnt. Dagegen werden bei ledigen Arbeitnehmern die Voraussetzungen für den Lebensmittelpunkt am bisherigen Wohnort enger gefasst: in der Regel liegt er dort, wo die engeren persönlichen Beziehungen, z.B. durch Eltern, Verlobte oder Freundeskreis, bestehen. Aber erst wenn der Arbeitnehmer mindestens zwei Mal monatlich nach Hause fährt, geht die Finanzverwaltung davon aus, dass sich dort der Lebensmittelpunkt befindet und erkennt eine doppelte Haushaltsführung an. Diese Anforderungen sind gerade für Arbeitnehmer unzumutbar, die zwischen Erst- und Zweitwohnsitz eine große Entfernung zurückzulegen haben. Ein aktuelles Urteil des Finanzgerichts München gibt an alle Betroffenen den Hinweis, dass es die Beamten nicht so genau mit den zwei monatlichen Heimfahrten nehmen dürfen. 

Im Urteilsfall fuhr ein lediger Zeitsoldat und Student an der Bundeswehrhochschule 14 Mal im Jahr an seinen 890 km entfernten Heimatort. Das Finanzamt erkannte die beantragte doppelte Haushaltsführung nicht an, da nach seiner Ansicht der Steuerpflichtige seine Wohnung nicht nachhaltig – nämlich hier weniger als 2 Mal pro Monat – besucht hätte und damit sein Lebensmittelpunkt dort nicht liegen könne. Der Steuerpflichtige klagte daraufhin vor dem Finanzgericht und führte an, er hätte aus Kosten- und Zeitgründen bzw. wegen der großen Entfernung nicht jedes Wochenende nach Hause fahren können. Er sei zwar wenig nach Hause gefahren, dafür habe er seine Aufenthalte dort – so gut es sein Dienstplan zuließ – verlängert. 

Das Finanzgericht gab ihm Recht. Wichtig war den Richtern, dass er seine freien Tage überwiegend an seinem Heimatort verbrachte. Ob man seinen Heimatort nachhaltig besucht, sei nicht nur anhand der Zahl der Aufenthalte sondern auch anhand der jeweiligen Verweildauer zu prüfen.  

Hinweis:

Neben den Fahrtkosten können sowohl die Kosten für die Wohnung an der Arbeitsstätte als auch in den ersten drei Monaten Verpflegungsmehraufwendungen als Werbungskosten geltend gemacht werden. Der Werbungskostenabzug kann nun auch entgegen früherer Rechtslage zeitlich unbeschränkt vorgenommen werden.

Wir beraten Sie gerne, wenn Sie Fragen zur doppelten Haushaltsführung haben!

Quelle: FG München, Urteil vom 30. Dezember 2005, 1 K 4382/04, LEXinform Nr. 5001736

16. Steuerpflicht bei Verkauf oder Ausübung von Bezugsrechten

Das Bundesministerium der Finanzen hat in einem Schreiben dazu Stellung genommen, wann es beim Verkauf oder der Ausübung von Bezugsrechten zu steuerpflichtigen Einkünften kommt: 

Allein die bloße Zuteilung von Bezugsrechten im Rahmen einer Kapitalerhöhung gegen Einlage führt beim Aktionär nicht zu steuerpflichtigen Einkünften. Der Aktionär erhält bei einer Kapitalerhöhung Bezugsrechte, mit denen er das Recht hat, in einem bestimmten Verhältnis neue Aktien gegen Zahlung eines zuvor festgelegten Bezugspreises zu erwerben. Statt dem Bezug junger Aktien kann der Aktionär auch seine Bezugsrechte an der Börse verkaufen. Durch die Kapitalerhöhung werden die Altaktien in ihrem Wert gemindert. Diese Wertminderung wird durch die Zuteilung der Bezugsrechte ausgeglichen. Im Depot des Aktionärs hat sich nach der Kapitalerhöhung keine Wertsteigerung vollzogen.

Werden die Bezugsrechte verkauft oder zum Erwerb junger Aktien ausgeübt, liegt u.U. ein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft vor. Die Bezugsrechte gelten immer als zum Zeitpunkt der Anschaffung der Altaktien angeschafft. Liegt zwischen dem Kauf der Altaktien und der Ausübung bzw. dem Verkauf der Bezugsrechte weniger als ein Jahr, liegen steuerpflichtige Einkünfte vor. Veräußerungserlös ist der niedrigste Börsenkurs der Bezugsrechte an dem Tag, an dem die Bezugsrechte ausgeübt oder verkauft werden. Die Anschaffungskosten der Bezugsrechte sind nach der sog. Gesamtwertmethode zu ermitteln. Der Methode liegt die Überlegung zu Grunde, dass sich die bisherigen Anschaffungskosten der Altaktien um den Teil mindern, der durch Abspaltung auf die Bezugsrechte entfällt. Dieser Wert ist durch das Verhältnis des niedrigsten Börsenkurses der Bezugsrechte am ersten Handelstag gegenüber dem niedrigsten Schlusskurs der Altaktien am letzten Tag vor dem Bezugsrechthandel zu ermitteln.   

Der Veräußerungserlös der Bezugsrechte spielt auch nach der Kapitalerhöhung eine Rolle, da er zu den Anschaffungskosten der jungen Aktien gehört.        

Hinweis:

Nach einem neueren Urteil des BFH fällt der Verkauf bzw. die Ausübung der Bezugsrechte unter das Halbeinkünfteverfahren. Der steuerpflichtige Veräußerungsgewinn ist aus den hälftigen Anschaffungskosten und dem hälftigen Veräußerungsgewinn zu ermitteln. Außerdem ist die Freigrenze bei privaten Veräußerungsgeschäften von 512 € zu beachten. Liegen die gesamten Veräußerungsgewinne im Jahr unter dieser Grenze, bleiben diese steuerfrei.

Quelle: BMF-Schreiben vom 20. Dezember 2005, IV C 3 S 2256 255/05, BStBl. 2006 I S. 8

17. Steuerfahndung bei der Hannoverschen Lebensversicherung

· Die Steuerfahndung Hannover hat die Daten der Vertragsjahre 1995 bis 2005 einiger tausend Kunden der Hannoverschen Lebensversicherung beschlagnahmt. Ziel der Aktion ist die Aufdeckung von Schwarzgeld. Betroffen sind alle Renten- und Kapitallebensversicherungsverträge, bei denen:

· laufende Beiträge von mehr als 10.000 € (20.000 DM),

· einmalige Zahlungen von mehr als 50.000 € (100.000 DM) oder

· Zahlungen aus dem Ausland von mehr als 10.000 € (20.000 DM) geleistet wurden.

Es ist damit zu rechnen, dass die Finanzämter in einiger Zeit bei den Versicherungskunden um Erklärung bitten, woher das Geld für die größeren Versicherungsbeiträge stammt. Allerdings ist keine Privatperson verpflichtet, über die Verwendung ihres Privatvermögens Buch zu führen. 

Bei der Fahndungsaktion stehen die Ermittler auch vor mehreren Problemen. So müssen sie herausfinden, ob es sich und in welcher Höhe um Schwarzgeld handelt. Das ist besonders schwierig, wenn die Versicherungsbeiträge auch aus bereits versteuerten Einnahmen oder aus umgeschichteten Privatvermögen stammen könnten. Problematisch ist auch die strafrechtliche Verjährung. So tritt bspw. am 15. März 2006 Strafverfolgungsverjährung für alle Bescheide ein, die am 15. März 2001 oder früher ergangen sind.

Hinweis:

Die Hannoversche Lebensversicherung hat die betroffenen Kunden von der Aktion unterrichtet. Es ist damit zu rechnen, dass entsprechende Prüfungen auch bei anderen Versicherern durchgeführt werden. Wir helfen Ihnen gerne, sollten Sie Beratungsbedarf haben!

18. Zinsen aus weiter laufender Lebensversicherung sind steuerfrei

Ein Steuerpflichtiger hatte eine Kapitallebensversicherung mit einer Laufzeit von 20 Jahren abgeschlossen. Nach ca. 16-jähriger Vertragslaufzeit zahlte die Versicherung die Zinsen für den zurückliegenden Zeitraum aus, ohne dass der Versicherungsvertrag beendet wurde. Das Finanzamt sah darin steuerpflichtige Einkünfte aus Kapitalvermögen. Der Steuerpflichtige wollte diese Zinsen nicht versteuern, da sie nach seiner Ansicht steuerfrei sein müssten.

Grundsätzlich zählen die Zinsen aus den Sparanteilen der Lebensversicherungen zu den steuerpflichtigen Kapitaleinkünften. Eine Ausnahme gibt es für alle Zinsen, deren zu Grunde liegenden Versicherungsbeiträge als Sonderausgaben abziehbar waren und die mit den Beiträgen verrechnet oder im Versicherungsfall oder im Fall des Vertragsrückkaufs nach 12 Jahren ausgezahlt werden. 

Der BFH entschied in diesem Fall, dass die Zinsen steuerfrei seien, obwohl keiner der o.g. Befreiungstatbestände auf diesen Fall zutrifft. Die Zinsen wurden weder mit den Beiträgen verrechnet, noch trat der Versicherungsfall ein. Auch wurde ein Vertragsrückkauf nicht durchgeführt. Der Fall, dass die Zinsen nach Ablauf von 12 Jahren ausbezahlt wurden und der Vertrag weiter geführt wird, ist bislang noch nicht höchstrichterlich entschieden worden. Der BFH erkannte hier eine Regelungslücke im Gesetz, die im Wege der Analogie geschlossen werden müsste. Der Gesetzgeber wollte die Zinsen aus Sparanteilen steuerfrei stellen, wenn sie Vorsorgezwecken dienen. Das muss auch gelten, wenn die Zinsen nach 12 Jahren Vertragsdauer „zum laufenden Vertrag“ ausgezahlt würden. Mit seinem Urteil schloss sich der BFH der überwiegenden Meinung im Schrifttum an, stellte sich aber ausdrücklich gegen die Auffassung der Finanzverwaltung. 

Quelle: BFH-Urteil vom 12. Oktober 2005, VIII R 87/03, BFH/NV 2006 S. 658

19. Grundstücksverkauf – Vorfälligkeitsentschädigung absetzbar?

Verkauft ein Steuerpflichtiger sein Grundstück, wird im Kaufvertrag nicht selten eine „lastenfreie“ Veräußerung vereinbart. Das bedeutet, dass das Grundstück durch den Verkäufer von den auf ihm 
eventuell lastenden Grundschulden befreit wird, bevor das Eigentum an den Käufer wechselt. Der Verkäufer muss dafür die zu Grunde liegenden Kredite vorzeitig tilgen. Oft stellt ihm seine Bank dafür auch noch eine Vorfälligkeitsentschädigung in Rechnung, denn die Bank kann den dadurch entstehenden Zinsausfallschaden verlangen. Ein Schaden entsteht immer dann, wenn der vertraglich vereinbarte Zinssatz über dem aktuellen Satz für Neudarlehen liegt.  In einem kürzlich vor dem BFH verhandelten Fall wollte ein Ehepaar die Vorfälligkeitsentschädigung vergeblich als Werbungskosten geltend machen. 

Die Eheleute verkauften drei vermietete Wohnobjekte. In diesem Zusammenhang mussten sie die durch Grundschulden besicherten Darlehen tilgen, wofür eine Vorfälligkeitsentschädigung zu leisten war. Der nach Abzug der Entschädigung übrige Verkaufserlös wurde verzinslich angelegt. In der Einkommensteuererklärung wollten die Eheleute die Vorfälligkeitsentschädigung bei ihren Einkünften aus Kapitalvermögen als Werbungskosten steuerlich geltend machen. Weder das Finanzamt noch der BFH folgten dieser Forderung.

Der BFH konstatierte, dass Vorfälligkeitsentschädigungen zwar keine Zinsen im bürgerlich-rechtlichen Sinne seien, wohl aber ein Nutzungsentgelt. Damit fallen sie unter den ertragsteuerlichen Begriff der Schuldzinsen. Schuldzinsen sind allerdings nur als Werbungskostenn anzuerkennen, wenn sie im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einer Einkunftsart stehen bzw. durch diese veranlasst wurden. In einem anderen Fall wurde eine Vorfälligkeitsentschädigung als Werbungskosten bei Vermietungseinkünften anerkannt: Die Entschädigung musste für die Umschuldung in einen zinsgünstigeren Kredit gezahlt werden und das Grundstück wurde danach weiterhin als Erwerbsgrundlage genutzt. Im zu verhandelnden Fall lag aber ein solcher wirtschaftlicher Zusammenhang weder mit den Einkünften aus Kapitalvermögen noch den Vermietungseinkünften vor. Die Entschädigung musste im Zusammenhang mit der Veräußerung des Grundstücks gezahlt werden und ist daher dem Veräußerungsvorgang zuzurechnen. Allerdings war bei den Grundstücken die 10-jährige Spekulationsfrist bereits abgelaufen. Der Verkauf der Mietobjekte war nicht steuerbar und somit lief auch der Werbungskostenabzug im Rahmen des Veräußerungsvorgangs ins Leere.       

Quelle: BFH-Urteil vom 6. Dezember 2005, VIII R 34/04, BFH/NV 2006 S. 677

20. Rentenbeiträge auch künftig nur Sonderausgaben?

Beiträge zur Rentenversicherung können nach einem aktuellen Urteil des BFH auch künftig nicht als Werbungskosten und damit in vollem Umfang steuerlich geltend gemacht werden. Der BFH traf mit seinem Urteil eine erste Grundsatzentscheidung zum ab dem 1. Januar 2005 eingeführten Alterseinkünftegesetz. 

Hintergrund war die Klage eines 30-jährigen Angestellten. Er hatte beantragt, die von ihm im Jahr 2005 geleisteten Rentenversicherungsbeiträge als Werbungskosten zu behandeln und ihm deshalb 
einen Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte eintragen zu lassen. Nach dem Konzept des Alterseinkünftegesetzes müsste er ab seinem Eintritt in den Ruhestand im Jahr 2038 seine Rente mit 98 % versteuern. Die Beitragszahlungen müssten daher auch zu 98 % als vorweggenommene Werbungskosten absetzbar sein. Im Jahr 2005 seien nach jetziger Rechtslage seine Beiträge jedoch nur mit 60 % steuerlich berücksichtigungsfähig.

Die Richter am BFH widersprachen dem Antrag des Steuerpflichtigen. Die im Jahr 2005 nur 60-prozentige Berücksichtigung der Vorsorgebeiträge sei nicht zu beanstanden. Schließlich steige in den Folgejahren der abziehbare Teil der Rentenbeiträge stufenweise bis auf 100 % an. Ebenso steige auch die nachgelagerte Rentenbesteuerung jährlich an. Auch würden gegen die beschränkte Abziehbarkeit keine verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen. Erst wenn die späteren Renteneinkünfte besteuert werden, ist zu entscheiden, ob der Gesetzgeber bei der Konzeption des Alterseinkünftegesetzes das Verbot der Doppelbesteuerung von Lebenseinkommen beachtet habe. Die Rentenzahlungen dürften dann nicht erneut besteuert werden, wenn die Beiträge ihrerseits aus bereits versteuertem Einkommen geleistet wurde.   

Dem Steuerpflichtigen bleibt nun noch die Möglichkeit, vor das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe zu ziehen.

Hinweis:

Vor dem BFH sind zur Zeit noch zwei weitere Verfahren anhängig, in denen es um die volle Absetzbarkeit der Rentenversicherungsbeiträge als Werbungskosten geht (Az. X R 11/05 und X R 45/02). Steuerpflichtige können ihre entsprechenden Bescheide durch Einlegung des Einspruchs und dem Antrag auf Ruhen des Verfahrens bis zur endgültigen Entscheidung offen halten. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: BFH-Beschluss vom 1. Februar 2006, X B 166/05, DStR 2006 S. 313; BFH-Pressemitteilung Nr. 10/06 vom 15. Februar 2005, 
LEXinform Nr. 017202

21. Schuldgeld erst ab Beginn der Schulpflicht abziehbar

Gezahltes Schulgeld für bestimmte Ersatz- oder Ergänzungsschulen kann in Höhe von 30 % als Sonderausgaben abgezogen werden. Nicht begünstigt sind die Zahlungen für Beherbergung, Betreuung und Verpflegung. Wie der BFH in einem aktuellen Urteil feststellte, ist der Schulgeldabzug – auch wenn alle übrigen Voraussetzungen erfüllt sind – erst dann möglich, wenn die öffentlich-rechtliche Schulpflicht beginnt. 

Geklagt hatte ein Ehepaar, dessen noch nicht schulpflichtige Tochter eine Ergänzungsschule besuchte, an deren „Unterricht“ bereits Kinder ab dem Alter von 3 Jahren teilnehmen konnten. Der BFH versagte den Sonderausgabenabzug, da dieser nur gewährt werde, wenn das öffentliche Schulwesen einen vergleichbaren Unterricht anbiete. Vielmehr würden für Kinder in diesem Alter Kindergartenplätze zur Verfügung gestellt werden.

Hinweis:

Nach dem Gesetzentwurf zur „Steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung“ sollen ab 2006 berufstätige Eltern generell alle Kosten für die Betreuung, etwa für die Unterbringung in einer Kindertagesstätte, von der Steuer absetzen können. Alleinerziehende und Doppelverdiener können nach dem Gesetzentwurf künftig 2/3 ihrer Kinderbetreuungskosten bis zum 14. Lebensjahr als Werbungskosten oder Betriebsausgaben steuerlich geltend machen. Das gilt bis maximal 4.000 € pro Jahr und Kind. Paare, bei denen nur ein Elternteil erwerbstätig ist, sollen künftig Kinderbetreuungskosten für Kinder vom 3. bis 6. Lebensjahr ebenfalls zu 2/3 der Kosten bis maximal 4.000 € pro Jahr und Kind als Sonderausgaben abziehen können. 

Quelle: BFH-Urteil vom 16. November 2005, XI R 79/03, BFH/NV 2006 S. 671

22. Entgeltfortzahlungsgesetz geändert

Am 1. Januar 2006 ist das Gesetz über den Ausgleich von Arbeitgeberaufwendungen (Arbeitgeberaufwendungsausgleichgesetz – AAG) in Kraft getreten und hat das bisherige Entgeltfortzahlungsgesetz abgelöst. Bislang erhielten Kleinbetriebe mit bis zu 20 Beschäftigten im Rahmen der Lohnfortzahlungsversicherung zum einen ihre Aufwendungen bei Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (U1-Verfahren) und zum anderen die Arbeitgeberzuschüsse zum Mutterschaftsgeld sowie die fortgezahlten Entgelte bei Beschäftigungsverboten (U2-Verfahren) von den Krankenkassen erstattet. 

Das Bundesverfassungsgericht beurteilte die bislang geltenden Regelung zum U2-Verfahren als verfassungswidrig, da Frauen wegen dieser Regelung weniger Möglichkeiten hätten, in größeren Unternehmen angestellt zu werden, da sich diese vor den eventuell eintretenden Mutterschaftsgeldzahlungen fürchteten. Um diesen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz des Grundgesetzes aus dem Weg zu räumen, nehmen ab dem 1. Januar 2006 nun alle Arbeitgeber – unabhängig von der Zahl ihrer Beschäftigten – am Umlageverfahren zum Mutterschaftsgeld teil. Im Gegenzug erstatten die Krankenkassen auch allen Arbeitgebern ihre Aufwendungen zum Mutterschaftsgeld. 

Neuerungen ergaben sich auch beim U1-Verfahren. Bisher wurden die Entgeltfortzahlungen im Krankheitsfall nur für Arbeiter und Auszubildende erstattet. Künftig wird der Ausgleich auch auf Angestellte ausgedehnt. Neu ist auch, dass nun alle Arbeitgeber bis zu einer Betriebsgröße von 30 statt bisher nur 20 Beschäftigten an dem Umlageverfahren teilnehmen. Im Ergebnis werden dann allen Unternehmen mit bis zu 30 Beschäftigten die Kosten der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall erstattet. Das betrifft auch solche Unternehmen, die bislang vom Umlageverfahren ausgeschlossen waren, weil sie nur Angestellte und keine Arbeiter beschäftigten. Folglich nehmen nunmehr auch alle Krankenkassen am Umlageverfahren teil. 

Quelle: Gesetz über den Ausgleich von Arbeitgeberaufwendungen und zur Änderung weiterer Gesetze vom 22. Dezember 2005, 
BGBl. 2005 I S. 3686  
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